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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung vom 13. Januar 2016 
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Meerbusch für das Haushaltsjahr 20161. Haushaltssatzung der Stadt Meerbusch für das Haushaltsjahr 20161. Haushaltssatzung der Stadt Meerbusch für das Haushaltsjahr 20161. Haushaltssatzung der Stadt Meerbusch für das Haushaltsjahr 2016    
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496) 
hat der Rat der Stadt Meerbusch mit Beschluss vom 17.12.2015 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1§ 1§ 1§ 1    
    

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu 
leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im ErgebnisplanErgebnisplanErgebnisplanErgebnisplan mit 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 159.210.280 EUR  
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 161.938.580 EUR  

 
im FinanzplanFinanzplanFinanzplanFinanzplan mit  

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf   
 149.477.930 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf  
 147.368.580 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 10.696.050 EUR 
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dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 24.979.800 EUR 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 14.907.800 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 7.523.800 EUR 

 
festgesetzt. 
 

§ 2§ 2§ 2§ 2    
    

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf 
 12.174.400 EUR 
festgesetzt. 

    
§ 3§ 3§ 3§ 3    

    
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
 14.826.513 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 4§ 4§ 4§ 4    
    

Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf 
 2.728.300 EUR 
festgesetzt 

 
§ 5§ 5§ 5§ 5    

    
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
40.000.000 EUR festgesetzt. 
 

§ 6§ 6§ 6§ 6    
    

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer 
 

1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
  (Grundsteuer A) auf          250 v.H. 
1.2  für die Grundstücke 
  (Grundsteuer B) auf          440 v.H. 

 
2. Gewerbesteuer auf          450 v.H. 
 

§ 7§ 7§ 7§ 7    
    

entfällt 
 

§ 8§ 8§ 8§ 8    
    

Beamte können mit Rückwirkung von höchstens drei Monaten in die höhere Planstelle eingewiesen werden, soweit 
sie während dieser Zeit die Obliegenheiten des verliehenen oder eines gleichartigen Amtes tatsächlich 
wahrgenommen haben und die Planstellen, in die sie eingewiesen werden, besetzbar waren. 
Soweit Stellen im Stellenplan mit einem kw – Vermerk versehen sind, entfallen diese nach Ausscheiden des 
Stelleninhabers. 
Soweit Stellen im Stellenplan mit einem ku – Vermerk versehen sind, werden sie nach Ausscheiden des 
Stelleninhabers bewertungsgemäß einer niedrigeren Besoldungs- und Entgeltgruppe zugeordnet. 
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§ 9§ 9§ 9§ 9    

    
1. Überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sind im Sinne des § 83 Absatz 2 GO NW unerheblich, 

wenn sie weniger als 50 % des Ansatzes und weniger als 20.000 EUR betragen, oder wenn sie - unabhängig 
von ihrer Höhe - aufgrund rechtlicher oder vertraglicher Verpflichtungen zu leisten sind. 

 
2. Außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im Sinne des § 83 Absatz 2 GO NW sind unerheblich, 

wenn sie weniger als 5.000,00 EUR betragen, oder wenn sie - unabhängig von ihrer Höhe - aufgrund 
rechtlicher oder vertraglicher Verpflichtungen zu leisten sind. 

 
3. Bei überplanmäßigen Auszahlungen im Sinne des § 83 Absatz 3 GO NW entscheidet der Kämmerer in 

unbegrenzter Höhe. 
 

4. Soweit im Laufe des Haushaltsjahres über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen erteilt werden 
müssen, entscheidet im Rahmen der Vorschriften nach § 85 Absatz 1 GO NW 

 
4.1. der Kämmerer in unbegrenzter Höhe, soweit in den Jahren, zu deren Lasten die 

Verpflichtungsermächtigung erteilt wird, Auszahlungen in mindestens gleicher Höhe in der 
mittelfristigen Finanzplanung enthalten sind, bzw. 

4.2. der Kämmerer bis einschließlich 250.000 EUR soweit in den Jahren, zu deren Lasten die 
Verpflichtungsermächtigung erteilt wird, keine Auszahlungen in mindestens gleicher Höhe in der 
mittelfristigen Finanzplanung enthalten sind. 

  
5. Bei der Genehmigung von nicht zahlungswirksamen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 

insbesondere im Rahmen des Jahresabschlusses gemäß § 83 GO NW entscheidet der Kämmerer. 
 

6. Erheblich im Sinne von § 81 Absatz 2 Nr. 1 GO NW ist ein entstehender Fehlbetrag, wenn er 3% der 
Aufwendungen übersteigt.  

 
7. Erheblich im Sinne von § 81 Absatz 2 Nr. 2 GO NW sind bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche 

Aufwendungen und Auszahlungen bei einzelnen Produkt-/Auftragssachkonten, wenn sie 3% des 
Haushaltsvolumens übersteigen. 

 
8. Auszahlungen für bisher nicht veranschlagte Investitionen im Sinne von § 81 Absatz 2 Nr. 3 GO NW gelten als 

geringfügig, wenn sie im Einzelfall 5% der Gesamtauszahlungen aus Investitionstätigkeiten im 
Gesamtfinanzplan nicht übersteigen. 

 
9. Die Wertgrenze zum Ausweis von Investitionen gem. § 41 Abs. 1 h GO i.V.m. § 4 Abs. 4 der GemHVO wird auf 

20.000 € festgesetzt.  
Die Wertgrenze für Investitionsmaßnahmen gem. § 14 GemHVO wird für Hochbaumaßnahmen und 
Straßenbauprojekte auf 100.000 € festgesetzt. Für alle anderen Investitionen wird die Wertgrenze auf 250.000 
€ festgesetzt. 

 
 

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung    
    
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Die nach § 75 Abs. 4 GO NW erforderliche Genehmigung der Verringerung der Rücklage ist vom Landrat des Rhein-
Kreises Neuss als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Neuss / Grevenbroich mit Verfügung vom 11. Januar 
2016 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 18. Januar 2016 bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 
im Verwaltungsgebäude 40667 Meerbusch-Büderich, Dr.-Franz-Schütz-Platz 1, Zimmer 15,  von Montag bis 
Donnerstag in der Zeit von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 bis 16.00 und am Freitag in der Zeit von 8.00 Uhr 
bis 13.00 Uhr öffentlich aus und ist unter der Adresse www.meerbusch.de im Internet verfügbar. 
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Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der GO NW gegen 
die Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht  

durchgeführt, 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte  

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Meerbusch, den 13. Januar 2016 
 
gez. 
 
Angelika Mielke-Westerlage  
Bürgermeisterin 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Satzung der Stadt Meerbusch vom 14. Januar 2016Satzung der Stadt Meerbusch vom 14. Januar 2016Satzung der Stadt Meerbusch vom 14. Januar 2016Satzung der Stadt Meerbusch vom 14. Januar 2016    
    
7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 65 B, Meerbusch7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 65 B, Meerbusch7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 65 B, Meerbusch7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 65 B, Meerbusch----Osterath im Bereich des Sportplatzes „Krähenacker“; Osterath im Bereich des Sportplatzes „Krähenacker“; Osterath im Bereich des Sportplatzes „Krähenacker“; Osterath im Bereich des Sportplatzes „Krähenacker“; 
SatzungsbeschlSatzungsbeschlSatzungsbeschlSatzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB uss gem. § 10 (1) BauGB uss gem. § 10 (1) BauGB uss gem. § 10 (1) BauGB     
 
Der Rat der Stadt hat am 17.12.2015 unter Abwägung der öffentlichen und privaten Belange die 7. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr.65 B, Meerbusch-Osterath, im Bereich des Sportplatzes „Krähenacker“, gemäß 
§ 10 (1) Baugesetzbuch (BauGB) vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch den Artikel 6 
des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. I S. 1722) in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666/SGV.NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. 
Juni 2015  (GV.NRW. S. 496) als Satzung mit der Begründung vom 25. Juli 2015 für ein Gebiet, das durch den 
Rudolf-Lensing-Ring, Sportanlagen, den Friedhof und Wohnbauflächen begrenzt ist, maßgebend ist die Festsetzung 
des räumlichen Geltungsbereiches gemäß § 9 Abs. 7 BauGB in der 7. Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes 
Nr. 65 B, beschlossen . 

 
Mit dem Inkrafttreten dieser Bebauungsplanänderung treten die entgegenstehenden Festsetzungen des Bebauungs-
planes Nr. 65 B außer Kraft.  
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Der Flächennutzungsplan wird gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst. 
 
Gemäß § 215 (2) BauGB wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Unbeachtlich werden 
 
1. eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 (2) beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 

Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 (3) Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 (2a) beachtlich sind. 
 
Ferner wird auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie des § 44 (4) des BauGB hingewiesen. Ein 
Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch 
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 (3) Satz 1 BauGB 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 

B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n gB e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n gB e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n gB e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g    
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Meerbusch vom 14. Januar 2016, 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 65 B, 
Meerbusch-Osterath, im Bereich des Sportplatzes „Krähenacker“, wird hiermit gemäß § 10 (3) BauGB öffentlich 
bekanntgemacht. 
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Der Bebauungsplan mit der Begründung und der Artenschutzprüfung liegen ab sofort während der Sprechzeiten 
 

dienstags von 8.00 dienstags von 8.00 dienstags von 8.00 dienstags von 8.00 ----    12.00 Uhr und12.00 Uhr und12.00 Uhr und12.00 Uhr und    
donnerstags von 14.00 donnerstags von 14.00 donnerstags von 14.00 donnerstags von 14.00 ----    16.00 Uhr16.00 Uhr16.00 Uhr16.00 Uhr    

sowie nach Terminvereinbarungsowie nach Terminvereinbarungsowie nach Terminvereinbarungsowie nach Terminvereinbarung    
 
im Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht, Abteilung Stadtplanung in Meerbusch-Lank-Latum, Wittenberger 
Straße 21, EG, Raum 025 zu jedermanns Einsicht bereit. 
 
Es wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 

öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Meerbusch, den 14. Januar 2016 

gez. 
 
Angelika Mielke-Westerlage 
Bürgermeisterin 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Satzung der Stadt Satzung der Stadt Satzung der Stadt Satzung der Stadt Meerbusch vom 14. Januar 2016Meerbusch vom 14. Januar 2016Meerbusch vom 14. Januar 2016Meerbusch vom 14. Januar 2016    
 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 A, Meerbusch2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 A, Meerbusch2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 A, Meerbusch2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 A, Meerbusch----Osterath, Neusser Feldweg / Dörperweg; Osterath, Neusser Feldweg / Dörperweg; Osterath, Neusser Feldweg / Dörperweg; Osterath, Neusser Feldweg / Dörperweg; 
Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB     
 
Der Rat der Stadt hat am 17.12.2015 unter Abwägung der öffentlichen und privaten Belange die 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr.67 A, Meerbusch-Osterath, Neusser Feldweg / Dörperweg, gemäß § 10 (1) Baugesetzbuch 
(BauGB) vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch den Artikel 6 des Gesetzes vom 20. 
Oktober 2015 (BGBI. I S. 1722) in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666/SGV.NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Juni 2015  
(GV.NRW. S. 496) als Satzung mit der Begründung vom 01. September 2015 für ein Gebiet, das die Flurstücke 894, 
895, 1200, 1263 und 1264 der Flur 4 der Gemarkung Osterath umfasst, maßgebend ist die Festsetzung des 
räumlichen Geltungsbereiches gemäß § 9 Abs. 7 BauGB im Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 A 
in Meerbusch-Osterath, Neusser Feldweg / Dörperweg.  

 
Mit dem Inkrafttreten dieser Bebauungsplanänderung treten die entgegenstehenden Festsetzungen des Bebauungs-
planes Nr. 67 A außer Kraft.  
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Der Flächennutzungsplan wird gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst. 
 
 
Gemäß § 215 (2) BauGB wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Unbeachtlich werden 
 
4. eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften, 
5. eine unter Berücksichtigung des § 214 (2) beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 

Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
6. nach § 214 (3) Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 (2a) beachtlich sind. 
 
Ferner wird auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie des § 44 (4) des BauGB hingewiesen. Ein 
Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch 
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 (3) Satz 1 BauGB 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 

B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n gB e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n gB e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n gB e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g    
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Meerbusch vom 14. Januar 2016, 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 A, 
Meerbusch-Osterath, Neusser Feldweg / Dörperweg, wird hiermit gemäß § 10 (3) BauGB öffentlich 
bekanntgemacht. 
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Der Bebauungsplan mit der Begründung und der Artenschutzprüfung liegen ab sofort während der Sprechzeiten 
 

dienstags von 8.00 dienstags von 8.00 dienstags von 8.00 dienstags von 8.00 ----    12.00 Uhr und12.00 Uhr und12.00 Uhr und12.00 Uhr und    
donnerstags von 14.00 donnerstags von 14.00 donnerstags von 14.00 donnerstags von 14.00 ----    16.00 Uhr16.00 Uhr16.00 Uhr16.00 Uhr    

ssssowie nach Terminvereinbarungowie nach Terminvereinbarungowie nach Terminvereinbarungowie nach Terminvereinbarung    
 
im Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht, Abteilung Stadtplanung in Meerbusch-Lank-Latum, Wittenberger 
Straße 21, EG, Raum 025 zu jedermanns Einsicht bereit. 
 
Es wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 

öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Meerbusch, den 14. Januar 2016 

gez. 
 
Angelika Mielke-Westerlage 
Bürgermeisterin 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

OFFENLEGUNG VON BAULEITPLÄNENOFFENLEGUNG VON BAULEITPLÄNENOFFENLEGUNG VON BAULEITPLÄNENOFFENLEGUNG VON BAULEITPLÄNEN    
Hier: Bebauungsplan Nr. 292, MeerbuschHier: Bebauungsplan Nr. 292, MeerbuschHier: Bebauungsplan Nr. 292, MeerbuschHier: Bebauungsplan Nr. 292, Meerbusch----Büderich, Laacher Weg / Lötterfelder StraßeBüderich, Laacher Weg / Lötterfelder StraßeBüderich, Laacher Weg / Lötterfelder StraßeBüderich, Laacher Weg / Lötterfelder Straße        
    
Öffentliche EÖffentliche EÖffentliche EÖffentliche Entwurfsauslegung gem. ntwurfsauslegung gem. ntwurfsauslegung gem. ntwurfsauslegung gem. § 3 Abs. 2 i. V. m. § 4a BauGB§ 3 Abs. 2 i. V. m. § 4a BauGB§ 3 Abs. 2 i. V. m. § 4a BauGB§ 3 Abs. 2 i. V. m. § 4a BauGB    
Der Ausschuss für Planung und Liegenschaften stimmte am 12. Januar 2016 dem Entwurf des Bebauungsplan Nr. 
292, Meerbusch-Büderich, Laacher Weg / Lötterfelder Straße  einschließlich der Begründung für die öffentliche 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 i. V. m. § 4a BauGB zu. 
 

Der Entwurf des Bebauungsplan Nr. 292, Meerbusch-Büderich, Laacher Weg / Lötterfelder Straße liegt 
 

in der Zeit vom 25. Januar 2016 bis zum 25. Februar 2016in der Zeit vom 25. Januar 2016 bis zum 25. Februar 2016in der Zeit vom 25. Januar 2016 bis zum 25. Februar 2016in der Zeit vom 25. Januar 2016 bis zum 25. Februar 2016    ****    
 
im Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht, Abteilung Stadtplanung in Meerbusch-Lank-Latum, Wittenberger 
Straße 21, EG, Raum 015 
 
montags montags montags montags ----    donnerstagsdonnerstagsdonnerstagsdonnerstags        von 8.00 von 8.00 von 8.00 von 8.00 ----    16.00 Uhr16.00 Uhr16.00 Uhr16.00 Uhr    
und freitagsund freitagsund freitagsund freitags        von 8.00 von 8.00 von 8.00 von 8.00 ----    12.00 Uhr12.00 Uhr12.00 Uhr12.00 Uhr    
sowie nach Terminvereinbarungsowie nach Terminvereinbarungsowie nach Terminvereinbarungsowie nach Terminvereinbarung    
 
zur Einsicht öffentlich aus.  
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****    Am 4.Am 4.Am 4.Am 4.    FebruarFebruarFebruarFebruar    2016 (Altweiber) und am 8.2016 (Altweiber) und am 8.2016 (Altweiber) und am 8.2016 (Altweiber) und am 8.    FebruarFebruarFebruarFebruar    2016 (Rosenmontag) 2016 (Rosenmontag) 2016 (Rosenmontag) 2016 (Rosenmontag)     
ist eine Einsichtnahme nicht möglich.ist eine Einsichtnahme nicht möglich.ist eine Einsichtnahme nicht möglich.ist eine Einsichtnahme nicht möglich.    

 

Folgende Arten umweltbezogener Informationen und Stellungnahmen sind verfügbar: 

 
1.1.1.1.    Umweltbezogene FachgutachtenUmweltbezogene FachgutachtenUmweltbezogene FachgutachtenUmweltbezogene Fachgutachten 
 
Versickerungsgutachten, Grundbaulabor Bochum, AVersickerungsgutachten, Grundbaulabor Bochum, AVersickerungsgutachten, Grundbaulabor Bochum, AVersickerungsgutachten, Grundbaulabor Bochum, August 2013ugust 2013ugust 2013ugust 2013    
ergänzendes Versickerungsgutachten, Grundbaulabor Bochum, November 2015ergänzendes Versickerungsgutachten, Grundbaulabor Bochum, November 2015ergänzendes Versickerungsgutachten, Grundbaulabor Bochum, November 2015ergänzendes Versickerungsgutachten, Grundbaulabor Bochum, November 2015    
- Beurteilung der Versicherungsmöglichkeit des Niederschlagswassers 
 
Umwelttechnisches Gutachten, Grundbaulabor Bochum , August 2013Umwelttechnisches Gutachten, Grundbaulabor Bochum , August 2013Umwelttechnisches Gutachten, Grundbaulabor Bochum , August 2013Umwelttechnisches Gutachten, Grundbaulabor Bochum , August 2013    
- Bodenuntersuchung (Schichten, Grundwasser, chemische Untersuchung) 
 
Artenschutzrechtliche Vorprüfung,Artenschutzrechtliche Vorprüfung,Artenschutzrechtliche Vorprüfung,Artenschutzrechtliche Vorprüfung,    
Hermanns Architekten . Ingenieure . Landschaftsarchitekten, Dezember 2013Hermanns Architekten . Ingenieure . Landschaftsarchitekten, Dezember 2013Hermanns Architekten . Ingenieure . Landschaftsarchitekten, Dezember 2013Hermanns Architekten . Ingenieure . Landschaftsarchitekten, Dezember 2013    
- Vorprüfung des Artenspektrums und der Wirkfaktoren 
- Ergebnis der Artenschutzrechtlichen Vorprüfung 
 
LärmschutzgutacLärmschutzgutacLärmschutzgutacLärmschutzgutachten, TÜV Nord Systems, Januar 2016hten, TÜV Nord Systems, Januar 2016hten, TÜV Nord Systems, Januar 2016hten, TÜV Nord Systems, Januar 2016    
- Verkehrslärm 
- Fluglärm 
- Schullärm (Lüftungsanlage und Sportplatz) 
- Parkplätze 
 
2.2.2.2.    Umweltrelevante Informationen aus den Stellungnahmen von Fachbehörden, sonstigen Trägern öffentlicher Umweltrelevante Informationen aus den Stellungnahmen von Fachbehörden, sonstigen Trägern öffentlicher Umweltrelevante Informationen aus den Stellungnahmen von Fachbehörden, sonstigen Trägern öffentlicher Umweltrelevante Informationen aus den Stellungnahmen von Fachbehörden, sonstigen Trägern öffentlicher 

BelangeBelangeBelangeBelange    
 
RheinRheinRheinRhein----Kreis Neuss, SchKreis Neuss, SchKreis Neuss, SchKreis Neuss, Schreiben vom 01.09.2011reiben vom 01.09.2011reiben vom 01.09.2011reiben vom 01.09.2011    
- Forderung von Gutachten zum Artenschutz, Lärmschutz und Wasserwirtschaft 
- Bodenschutz (Bodenqualität, Versiegelung) 
 
Geologischer Dienst NRW Geologischer Dienst NRW Geologischer Dienst NRW Geologischer Dienst NRW ----LandesbetriebLandesbetriebLandesbetriebLandesbetrieb----, Schreiben vom 03.08.2011, Schreiben vom 03.08.2011, Schreiben vom 03.08.2011, Schreiben vom 03.08.2011    
- Grundwasserstände 
 
Open Grid Europe, SchreibenOpen Grid Europe, SchreibenOpen Grid Europe, SchreibenOpen Grid Europe, Schreiben    vom 29.08.2011vom 29.08.2011vom 29.08.2011vom 29.08.2011    
- Ferngasleitung 
 
Kampfmittelbeseitigungsdienst, Schreiben vom 27.04.2015Kampfmittelbeseitigungsdienst, Schreiben vom 27.04.2015Kampfmittelbeseitigungsdienst, Schreiben vom 27.04.2015Kampfmittelbeseitigungsdienst, Schreiben vom 27.04.2015    
- Verdachtsfläche 
 
3.3.3.3.    Umweltrelevante Informationen aus den Stellungnahmen von der ÖffentlichkeitUmweltrelevante Informationen aus den Stellungnahmen von der ÖffentlichkeitUmweltrelevante Informationen aus den Stellungnahmen von der ÖffentlichkeitUmweltrelevante Informationen aus den Stellungnahmen von der Öffentlichkeit    
 
Der Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 292, Meerbusch-Büderich, Laacher Weg / Lötterfelder Straße konnte im 
Sinne von § 3 (1) Baugesetzbuch (BauGB) vom 4. Juli 2011 bis 15. Juli 2011 eingesehen werden. In dieser 
Beteiligung sind zu folgenden Themen Stellungnahmen gemacht worden: 
 
----    Umbau JohannUmbau JohannUmbau JohannUmbau Johann----WienandsWienandsWienandsWienands----PlatzPlatzPlatzPlatz    
----    ErschließuErschließuErschließuErschließung über den Laacher Wegng über den Laacher Wegng über den Laacher Wegng über den Laacher Weg    
----    neue öffentliche Stellplätzeneue öffentliche Stellplätzeneue öffentliche Stellplätzeneue öffentliche Stellplätze    
----    KinderspielplatzKinderspielplatzKinderspielplatzKinderspielplatz    
 
Es wird darauf hingewiesen, dass während dieser Auslegungsfrist Stellungnahmen abgegeben werden können. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben. Darüber hinaus ist ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig, 
soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht 
oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
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Sie erreichen den Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht an der Wittenberger Straße mit der Buslinie 839 bis 
Haltestelle Zum Heidberg sowie den Buslinien 830 und 832 bis Haltestelle Lank-Friedhof. 

Meerbusch, den 14. Januar 2016 
 
In Vertretung 
 
gez. 
 
Michael Assenmacher 
Technischer Beigeordneter 

 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Meerbusch Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Meerbusch Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Meerbusch Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Meerbusch     
 
Umlegung Nr.48 BlumenstraßeUmlegung Nr.48 BlumenstraßeUmlegung Nr.48 BlumenstraßeUmlegung Nr.48 Blumenstraße----    , Ord, Ord, Ord, Ord----Nr. 2 und 16Nr. 2 und 16Nr. 2 und 16Nr. 2 und 16    
UnanfechtbarkeiUnanfechtbarkeiUnanfechtbarkeiUnanfechtbarkeit des Beschlussest des Beschlussest des Beschlussest des Beschlusses    
 
Der Umlegungsausschuss    der Stadt Meerbusch gibt gemäß § 71 Baugesetzbuch (BauGB) vom 23. September 2004 ( 
BGBI I S. 2414 ) in der zuletzt gültigen Fassung ortsüblich bekannt : 
 
Der Beschluss gemäß §  76 BauGB in der Umlegung Nr.48 - Blumenstraße-vom  24.08.2015 
 
 zu Ord -Nr. 2 und 
 zu Ord -Nr. 16 
 
ist  am 30. 11.2015 unanfechtbar  geworden. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird der bisherige Rechtszustand durch den im Beschluss vorgesehenen neuen 
Rechtszustand ersetzt. Die Bekanntmachung schließt die Einweisung der neuen Eigentümer in den Besitz der 
zugeteilten Grundstücke ein. Die Berichtigung des Grundbuches und des Liegenschaftskatasters wird bei den 
zuständigen Behörden veranlasst. Bis zur Berichtigung des Grundbuches ist die Einsicht in den Beschluss jedem 
gestattet, der ein berechtigtes Interesse nachweist.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung :Rechtsbehelfsbelehrung :Rechtsbehelfsbelehrung :Rechtsbehelfsbelehrung :    
 
Gegen diese Bekanntmachung kann innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach dieser Bekanntmachung Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung gestellt werden.  
 
Der Antrag ist beim Umlegungsausschuss der Stadt Meerbusch, Postfach 1664, 40641 Meerbusch, einzureichen. 
Der Antrag muss den Verwaltungsakt bezeichnen gegen den er sich richtet. Er soll die Erklärung enthalten, 
inwieweit der Verwaltungsakt angefochten wird und einen bestimmten Antrag dazu enthalten. Er soll die Gründe 
sowie die Tatsachen und Beweismittel angeben, die zur Rechtfertigung des Antrags dienen. Über den Antrag 
entscheidet das Landgericht Düsseldorf – Kammer für Baulandsachen – in Düsseldorf. Wird die Frist durch das 
Verschulden eines Bevollmächtigten oder eines Vertreters versäumt, so wird dessen Verschulden dem vertretenen 
Beteiligten zugerechnet. 
 
Meerbusch, den 22. Dezember 2015 
 
Der Geschäftsführer  
 
gez. 
 
Jürgen Gatzlik 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Meerbusch Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Meerbusch Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Meerbusch Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt Meerbusch     
 
Umlegung Nr.48 BlumenstraßeUmlegung Nr.48 BlumenstraßeUmlegung Nr.48 BlumenstraßeUmlegung Nr.48 Blumenstraße----    , Ord, Ord, Ord, Ord----Nr. 2 und 17Nr. 2 und 17Nr. 2 und 17Nr. 2 und 17    
Unanfechtbarkeit des BeschlussesUnanfechtbarkeit des BeschlussesUnanfechtbarkeit des BeschlussesUnanfechtbarkeit des Beschlusses    
 
Der Umlegungsausschuss    der Stadt Meerbusch gibt gemäß § 71 Baugesetzbuch (BauGB) vom 23. September 2004 ( 
BGBI I S. 2414 ) in der zuletzt gültigen Fassung ortsüblich bekannt : 
 
Der Beschluss gemäß §  76 BauGB in der Umlegung Nr.48 - Blumenstraße-vom  24.08.2015 
 
 zu Ord -Nr. 2 und 
 zu Ord -Nr. 17 
 
ist  am 25.09.2015 unanfechtbar  geworden. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird der bisherige Rechtszustand durch den im Beschluss vorgesehenen neuen 
Rechtszustand ersetzt. Die Bekanntmachung schließt die Einweisung der neuen Eigentümer in den Besitz der 
zugeteilten Grundstücke ein. Die Berichtigung des Grundbuches und des Liegenschaftskatasters wird bei den 
zuständigen Behörden veranlasst. Bis zur Berichtigung des Grundbuches ist die Einsicht in den Beschluss jedem 
gestattet, der ein berechtigtes Interesse nachweist.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung :Rechtsbehelfsbelehrung :Rechtsbehelfsbelehrung :Rechtsbehelfsbelehrung :    
 
Gegen diese Bekanntmachung kann innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach dieser Bekanntmachung Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung gestellt werden.  
 
Der Antrag ist beim Umlegungsausschuss der Stadt Meerbusch, Postfach 1664, 40641 Meerbusch, einzureichen. 
Der Antrag muss den Verwaltungsakt bezeichnen gegen den er sich richtet. Er soll die Erklärung enthalten, 
inwieweit der Verwaltungsakt angefochten wird und einen bestimmten Antrag dazu enthalten. Er soll die Gründe 
sowie die Tatsachen und Beweismittel angeben, die zur Rechtfertigung des Antrags dienen. Über den Antrag 
entscheidet das Landgericht Düsseldorf – Kammer für Baulandsachen – in Düsseldorf. Wird die Frist durch das 
Verschulden eines Bevollmächtigten oder eines Vertreters versäumt, so wird dessen Verschulden dem vertretenen 
Beteiligten zugerechnet. 
 
Meerbusch, den   22. Dezember 2015 
 
Der Geschäftsführer  
 
gez. 
 
Jürgen Gatzlik 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Widerspruchsrecht bei Melderegisterauskünften in besonderen FällenWiderspruchsrecht bei Melderegisterauskünften in besonderen FällenWiderspruchsrecht bei Melderegisterauskünften in besonderen FällenWiderspruchsrecht bei Melderegisterauskünften in besonderen Fällen    
    

Gemäß den Bestimmungen des Bundesmeldegesetzes (BMG) weist die Meldebehörde (Bürgerbüro) darauf hin, dass 
das Recht besteht, Widerspruch gegen die Datenweitergabe an: 
 

• Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und 
Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene gem. § 50 Abs. 1 i.V.m.    Abs. 5 BMG, 

 
• eine öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft gem. § 42 Abs. 3 BMG, falls die anderen Familienmitglieder 

nicht derselben  oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, 
 

• Mandatsträger, Presse und Rundfunk über Ehe- und Altersjubiläen gem. § 50 Abs. 2  
i.V.m. Abs. 5 BMG, 

 
• Adressbuchverlage für die Herausgabe von Adressverzeichnissen in Buchform gem. § 50 Abs. 3 i.V.m. Abs. 

5 BMG, sofern der Hauptwohnsitz hier nach dem 01.11.15 begründet wurde. 
 
Widersprüche gegen die Datenweitergabe nehmen die Bürgerbüros der Stadt Meerbusch während der allgemeinen 
Öffnungszeiten entgegen.  
 
Ein Vordruck wird hierfür bereitgehalten. 
 
Gebühren werden nicht erhoben. 
 
Meerbusch, den 7. Januar 2016 
 
Die Bürgermeisterin 
 
gez. 
 
Angelika Mielke-Westerlage 

 

 

 

 

 

 


